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Am 27. September stimmt die Schweizer Stimmbevölkerung über die Einführung

von zwei Wochen Vaterschaftsurlaub ab. Bis zu diesem politischen Kompromiss

war es ein langer Weg. Die Geschichte des Vaterschaftsurlaubs zeigt einmal mehr,

wie die schweizerische Familienpolitik der gesellschaftlichen Entwicklung
hinterherhinkt. Dies wird sich auch bei einer Einführung des Vaterschaftsurlaubs nicht

ändern. Trotzdem lohnt sich ein Ja in jedem Fall. Denn: auch ein kurzer Vaterschaftsurlaub

wirkt.

TEXT:
THOMAS
BAUER Die

politische Arbeit für den Vaterschaftsurlaub

begann in den Büros von Travail.Suisse vor
15 Jahren. Erste Unternehmen und Verwaltungen

hatten bereits freiwillig oder auf Druck der

Arbeitnehmenden einen Vaterschaftsurlaub eingeführt.

Travail.Suisse empfahl 2006 noch eher

zurückhaltend eine Nachahmung.
Im April 2007 verlangte Travail.Suisse erstmals deutlich

einen Vaterschaftsurlaub von vier Wochen. Diese

Forderung blieb allerdings erfolglos. Im Dezember 2007

lehnte nach dem Bundesrat auch der Ständerat eine

entsprechende Motion von Roger Nordmann ab. Bereits

damals sprach sich in Umfragen eine Mehrheit der

Bevölkerung für einen mehrtätigen Vaterschaftsurlaub

aus, allerdings ohne politisches Gehör.

Privilegien für wenige

statt eine Lösung für alle

Trotzdem fanden die Bedürfnisse der Arbeitnehmenden

zunehmend Eingang in Arbeitsverträge, vorerst

v.a. bei der öffentlichen Hand. 2008 gewährten immerhin

schon neun Kantone ihren Angestellten einen

Vaterschaftsurlaub von fünf Tagen. In neun Kantonen hingegen

wurden den Arbeitnehmenden nur die gesetzlich

zugesicherten ein bis zwei Tage zugestanden. Auch der

Bund führte 2008 einen Vaterschaftsurlaub von fünf

Tagen ein, den er bereits im Jahr 2013 auf zehn Tage

erhöhte. Er zog damit mit Unternehmen wie der UBS,

der CS, Switcher oder Mobility gleich. Zwar gewann der

Vaterschaftsurlaub dadurch an Bedeutung, er blieb

aber weitgehend ein Privileg von Arbeitnehmenden in
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Abstimmung FOKUS

Ende September 2019 stimmten
National- und Ständerat der

Einführung eines zwei wöchigen
Vaterschaftsurlaub deutlich zu.

macht der Arbeitnehmenden und der Art

ihrer Forderungen. Zu hoffen ist, dass sich

beim Vaterschaftsurlaub eine ähnliche

Entwicklung zeigt wie etwa bei der betrieblichen

Altersvorsorge oder der

Mutterschaftsversicherung. Die Erfolge, die hier in

den Verhandlungen zwischen Arbeitnehmenden

und Arbeitgebern erzielt werden

konnten, waren zwar nicht flächendeckend,

letztlich aber entscheidend dafür, dass

einer allgemeinen gesetzlichen Lösung als

Mindeststandard für alle Arbeitnehmenden

der Weg geebnet werden konnte.

Sozialpartnerschaftliche

Lösungen als Vorreiter

Die Botschaft des Bundesrats zur Initiative

war klar: zu teuer und für Unternehmen

nicht organisierbar. Die Frage des

Vaterschaftsurlaubs solle sozialpartnerschaft-
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der öffentlichen Verwaltung, in Konzernen

oder besonders progressiven Unternehmen.

Dies sollte vorerst auch so bleiben.

Denn Bundesrat und Parlament sperrten
sich gegen eine gesetzliche Lösung für aile

Arbeitnehmenden in der Schweiz. Privilegiert

sollten offenbar nur Bundesangestellte

werden.

Das Parlament blockiert -
eine Initiative wird notwendig

Im Jahr 2015 reichte Martin Candinas (CVP)

eine parlamentarische Initiative für zwei

Wochen Vaterschaftsurlaub ein. Auch dieser

war allerdings kein Erfolg beschieden.

Zwar befürwortete die Sozialkommission

des Nationalrats das Anliegen, der Nationalrat

folgte seiner Kommission allerdings
ebenso wenig wie die Sozialkommission des

Ständerats. Dies obwohl in einer repräsentativen

Umfrage des Link Instituts 80% der

Schweizer Stimmbevölkerung einen bezahlten

gesetzlichen Vaterschaftsurlaub

befürworteten. Damit wurde klar, dass nur eine

Volksinitiative dem Begehren zum Durchbruch

verhelfen konnte. Travail.Suisse

lancierte deshalb im Jahr 2016 gemeinsam mit

den Dachverbänden Pro Familia, Alliance F

und Männer.ch die Initiative für 20 Tage

Vaterschaftsurlaub. Sie wurde 2017

eingereicht.

lieh verhandelt werden. Diesen Weg über

die Sozialpartnerschaft bestritten die

Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände

beim Vaterschaftsurlaub seit einiger Zeit

zwar durchaus mit Erfolg. So wurde bspw.

im Gesamtarbeitsvertrag des Gastgewerbes

2017 ein Vaterschaftsurlaub von fünf

Tagen eingeführt. Bei grossen Detailhändlern

und der Post (ab 2021) haben

Arbeitnehmende einen Vaterschaftsurlaub von

vier Wochen.

Diese Beispiele zeigen, dass auf betrieblicher

Ebene über die Gesamtarbeitsverträge
durchaus Fortschritte für Arbeitnehmende

erzielt werden können. Sie bleiben aber

punktuell, abhängig von der Verhandlungs-

Der Gegenvorschlag

setzt sich durch

Während auf betrieblicher Ebene die

Fortschritte zunahmen, verweigerte sich die

Politik dem gesellschaftlichen Bedürfnis auch

weiterhin. Sie lehnte die Initiative für vier

Wochen Vaterschaftsurlaub ab. Hingegen

gab es einen Lichtblick: Die Kommission für

soziale Sicherheit und Gesundheit des

Ständerats stellte der Initiative einen indirekten

Gegenentwurf gegenüber. Sie schlug einen

Vaterschaftsurlaub von zwei Wochen vor.

Dieser wurde von der nationalrätlichen

Kommission ebenfalls gutgeheissen. Der

Bundesrat lehnte zwar auch diesen

Gegenentwurf ab. Damit konnte er die Räte

aber nicht mehr von ihrem Vorhaben

abbringen. Ende September 2019 stimmten

National- und Ständerat der Einführung
eines zwei wöchigen Vaterschaftsurlaub

deutlich zu. Aus allen Parteien befürwor-






